
Wir wollen den Staat, der uns gerade ärmer macht,
nicht um Verschonung bitten. Es geht uns nicht
darum, doch noch ein Stück vom Kuchen abzube-
kommen, wir wollen die ganze Bäckerei. Wir wis-
sen, für alle Menschen (ja, wir meinen wirklich alle)
wäre heute ein reiches Leben mit wenig Arbeit
möglich, allerdings nicht in dem, was Marktwirt-
schaft genannt wird. Obwohl Deutschland Export-
weltmeister ist, wächst mit der Größe des Kapitals
nicht der allgemeine Reichtum, sondern die Kluft
zwischen Arm und Reich. Je produktiver produziert
wird, umso weniger Arbeitskraft wird gebraucht.
Was ja eigentlich nicht schlecht wäre, wenn damit
nicht gleichzeitig die soziale und gesellschaftliche
Ausgrenzung derjenigen verbunden wäre, die eben
nicht mehr nützlich im Sinne des Kapitals erschei-
nen. Man teilt uns mit, unser Lebensstandard ließe
sich nicht mehr mit dem wirtschaftlichen Erfolg der
Nation vereinbaren. Die Wirtschaft könne sich die-
se Ausgaben nicht mehr leisten. Deshalb teilen wir
ihnen mit, dass sich unser Leben nicht mit ihrer
Wirtschaft verträgt. Wenn es uns schlechter gehen
soll, damit es der Wirtschaft besser geht, kann es
für uns nur eines geben: die Verhältnisse müssen
umgeworfen werden.

Willkommen im Jahr 2004, dem Jahr der
Sozialstaatsreform. Man sagt uns, die Verarmung
der Bevölkerung mit Hilfe von Reformen sei nötig,
da die ökonomischen Sachzwänge eines immer
mehr entfesselten Weltmarktes nichts anderes
zulassen. Seltsam dabei ist, dass genau diejenigen,
deren Politik die harte Konkurrenz auf dem Welt-
markt organisiert, sich ihren Staatsbürgern als

Raus aus der Scheiße, rauf auf die Barrikaden. Die Zeiten sind gekennzeichnet
vom Abbau der Sozialleistungen, dem Sparkurs der öffentlichen Haushalte, Kür-
zungen an Schulen und Unis, Privatisierung der medizinischen Versorgung, Zu-
nahme prekärer Arbeitsverhältnisse und der Verschärfung der Armut durch die
Agenda 2010. In der neoliberalen Kosten-Nutzen Rechnung tauchen finanzielle
Aufwendungen für unser Leben nur als lästige Unkosten auf. Deshalb sagen wir
am 3. 4. 2004, dem europäischen Aktionstag gegen Sozialabbau, �Ya Basta� und
rufen auf zum �Wir wollen alles� Block auf der Großdemonstration in Berlin.

Opfer eben dieser Konkurrenz präsentieren. Dieje-
nigen, die die politischen Voraussetzungen für den
Krieg der Waren einrichten, behaupten, es ginge
nicht anders, weil �die Ökonomie� es so wolle. Als
ob �Politik� und �Ökonomie� zwei völlig getrennte
Sphären wären. Tatsächlich ist es erst die staatli-
che Gewalt, die die kapitalistische Verwertung in
Szene setzt, wenn sie die, die den gesellschaftli-
chen Reichtum herstellen, vom Reichtum und der
Verfügung über die Produktionsmittel ausschließt
und der gegenseitigen Konkurrenz unterwirft. Man
mag es als Teil einer Gehirnwäsche ansehen, wenn
Staatsbürger das System der gewaltsam eingerich-
teten Konkurrenz als einzig mögliches und natur-
notwendig ansehen, wenn sogar Gewerkschaften
und Linksparteien in den Reform-Chor mit einstim-
men. Wir pfeifen aufs demokratische Mitbestim-
men bei dieser blödsinnigen Veranstaltung, da wir
weder über �schonende� Reformen noch über die
Bedingungen der eigenen Ausbeutung verhandeln
wollen.

Der Sozialstaat ist das Resultat der politisch-sozia-
len Kämpfe des 19. und 20. Jahrhunderts und den-
noch, ja sogar gerade deshalb ein Instrument der
sozialen Befriedung. Er ist das Eingeständnis des
Staates, dass der Lohn nicht ausreicht, um für Al-
ter, Krankheit und Arbeitslosigkeit vorzusorgen.
Sonst wären die Zwangsabgaben ja nicht nötig.
Insbesondere im Kontext der Systemkonkurrenz
mit der Sowjetunion nach dem zweiten Weltkrieg
war der Ausbau des Sozialstaates grundlegend für
die politische Legitimation. Wenn nun verkündet
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wird, dass �dieser Sozialstaat nicht mehr finanzier-
bar� sei, fragt man sich, wieso das, was vor 10 bis
20 Jahren noch möglich war, plötzlich zu teuer sein
soll? Die Produktivität der Arbeit ist in dieser Zeit
rasant gestiegen. Allerdings nicht nur in der BRD,
auch in den restlichen HighTech Nationen hat sich
die Arbeitsleistung vervielfacht. Wenn Unterneh-
men in solch einer Situation ihre Ware nicht mehr
loskriegen, weil sie so erfolgreich und zuviel davon
produziert haben, führt das dazu, dass der einzige
Zweck ihrer Produktion, die Vermehrung von Geld
in Gefahr gerät. In solch einem Fall fällt den Vertre-
tern des Kapitals immer nur das eine ein: Der
Herstellungsprozess der Ware ist zu teuer, die Löh-
ne müssen runter. Anscheinend kann das Kapital
beim Akkumulieren auf den Inhalt der kleinen
Geldbeutel ganz gut verzichten. Wir können nicht
darauf verzichten und meinen, es ist an der Zeit,
der Umverteilung von unten nach oben den Kampf
anzusagen. Da der Lohn das Mittel ist, seine Emp-
fänger von der Verfügung über den gesellschaftli-
chen Reichtum auszuschließen, ist der Kampf erst
gewonnen, wenn die Lohnarbeit abgeschafft ist.

In den Staat, der Umstrukturierungen und Privati-
sierungen betreibt und die Ausgrenzung breiter
Teile der Gesellschaft vom bestehenden Reichtum
organisiert, setzen wir keine Hoffnung. Es ist ein
Trugschluss, mit appellativen Forderungen an den
Staat so zu tun, als ob er für uns da wäre. Soziale
Rechte werden erkämpft, nicht erbettelt. Wenn der

Widerstand gegen die Angriffe auf unsere Lebens-
bedingungen erfolgreich sein soll, so darf er sich
nicht auf den Raum zwischen Bratwurstbude und
Brandenburger Tor beschränken. Widerstand muss
da ansetzen, wo es ihnen weh tut. Widerstand
muss ungebührlich, unversöhnlich und maßlos
sein.

Wir wollen alles: Das heißt für uns, dass wir nicht
länger hinnehmen wollen, dass Menschen an ihrer
Verwertbarkeit gemessen werden. Das heißt für
uns, dass wir nicht länger hinnehmen wollen, dass
Frauen wieder zurück in die Familie gedrängt wer-
den, dass sie diejenigen sind, die den Großteil der
am schlechtesten entlohnten Arbeit verrichten. Das
heißt für uns, das wir auf der Seite derjenigen ste-
hen, denen noch nicht mal die minimalsten Rechte,
zum Beispiel ein legaler Aufenthaltsstaus gewährt
wird, und auf Seite derer, die so in die Illegalität
gedrängt werden. Das heißt für uns die kollektive
soziale Aneignung, das Beharren darauf, dass alle
(weltweit und egal welche Leistung sie bringen)
das Recht auf ein schönes Leben haben und dass
wir nicht vorhaben, darauf zu warten, dass es je-
mand anderes für uns richten wird.

Kommt zum Wir-Wollen-Alles-Block!
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�Unsere Überzeugung war und ist, dass diese Gesellschaft
revolutionär verändert werden muss und dass die hierfür

notwendige gesellschaftliche Gegenmacht nicht allein aus
spontanen Bewegungen bestehen kann, sondern die Beteiligung

revolutionärer Organisationen braucht.�
(aus dem AVANTI-Grundsatzpapier, 11.12.1999)

KIEL: c/o Ini-Zentrum, Schweffelstr. 6, 24118 Kiel, kiel@avanti-projekt.de
HAMBURG: c/o Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46, 20357 HH, hamburg@avanti-projekt.de
NORDERSTEDT: c/o SZ, Ulzburger Str. 6, 22850 Norderstedt, norderstedt@avanti-projekt.de
LÜBECK: c/o ALZ, Schwartauer Allee 39/41, 23554 Lübeck, luebeck@avanti-projekt.de
FLENSBURG: c/o Schlachterei, Norderstr. 135, 24939 Flensburg, flensburg@avanti-projekt.de

www.avanti-projekt.de
info@avanti-projekt.de

V.i.S.d.P.:  S. Schneider, Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

AVANTI - Projekt undogmatische Linke unterstützt diesen Aufruf von ACT! zum Wir-Wollen-Alles-
Block. In diesem Block soll es einen Demo-Truck geben, um richtig Stimmung zu machen.  Der

Block soll außerdem der Forderung nach einem Sozialen Zentrum in Berlin praktischen Nachdruck
verleihen. Aktuelle Infos gibt�s hier: http:/act.so36.net oder http://www.avanti-projekt.de

Informationen zur Anreise aus dem Norden:
Die Gewerkschaften bieten kostenlose Busse nach Berlin an.  Alle diese Busse fahren zunächst zum Gendarmenmarkt, wo sich eine
andere Marschsäule der Großdemo trifft. Zum Alexanderplatz sind es von dort ca. 15 Minuten zu Fuß. (Immer Richtung Fernsehturm
...) Die Rückfahrt der DGB-Busse soll um 15 Uhr sein. Wichtig: Für die Busse ist eine rechtzeitige Anmeldung erforderlich! (Für  die
Region Flensburg ist der Anmeldeschluss z.B. bereits der 25. März!)

 HAMBURG:  6.30 Uhr Heiligengeistfeld / Glacischaussee, Anmeldung z.B. über ver.di:  040-58100 service.hh@verdi.de

 LÜBECK:  6.30 Uhr Holstentorplatz. Wer mit AVANTI gemeinsam fahren will, kann sich bei uns anmelden: luebeck@avanti-projekt.de
(Rückrufnummer angeben!). Ansonsten Anmeldung beim DGB: 0451-7995010 luebeck@dgb.de

 SCHLESWIG-HOLSTEIN OST:  Busse jeweils 6.30 Uhr ab Ahrensburg (Reitbahn), Bad Oldesloe (Arbeitsamt, Berliner Ring), Bad
Segeberg (Bahnhof), Bartgeheide (Parkplatz beim Utspann), Geesthacht (Marktplatz), Lauenburg (Schüsselteich), Mölln (Heidenreich
& Harbeck), Neustadt (Marktplatz), Neumünster (Jugendspielplatz), Norderstedt (Rathaus). Anmeldung für alle Orte beim DGB: 0451-
7995010 luebeck@dgb.de

 KIEL und SCHLESWIG-HOLSTEIN MITTE:  Kiel (6.00 Wilhelmsplatz), Eckernförde (5.15 Bahnhof/ZOB), Wittensee (5.30 Uhr Gaststätte
Schützenhof), Gettorf (5.40 ZOB), Rendsburg (5.30 Kreishaus), Hohenwestedt (6.00 Bahnhof),  Nortorf (6.30 Bahnhof), Schönberg
(5.00 Marktplatz), Heikendorf (5.30 Rathaus), Probsteierhagen (5.30 Friedhof), Schönkirchen (5.40 Post),  Plön (5.30 Stadtgraben-
straße),  Preetz (5.45 Garnkorb), Neumünster (6.30 Jugendspielplatz). Anmeldung über die Einzelgewerkschaften oder 0431-
51951020

 FLENSBURG und SCHLESWIG-HOLSTEIN NORD:  Flensburg (5.00 EXE), Niebüll (5.00 ZOB), Husum (5.50 Betriebsgelände Grunert),
Oeversee (5.00 Historischer Krug), Schleswig (5.30 Schleihallenparkplatz). Anmeldung beim DGB 0461-1444010 flensburg@dgb.de


